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Spannungen in der Bundesregierung:
Baerbock widerspricht Scholz 

Abschiebeplan
Kanzler Scholz will schnellere Abschiebungen nach

Afghanistan. Außenministerin Baerbock kritisiert den Plan
scharf.

Zoff in der Ampel: Baerbock sagt Nein zu
Scholz-Abschiebeplan | Politik

Ein neuer Konflikt bringt Unruhe in die Ampelkoalition, in der
sich Kanzler Olaf Scholz (66, SPD) und Außenministerin
Annalena Baerbock (43, Grüne) uneinig über die Umsetzung von
Abschiebeplänen zeigen. Scholz kündigte am Mittwoch an, dass
„bald“ mehr Afghanen abgeschoben werden sollen, doch
Baerbock setzte nur zwei Tage später ein Zeichen des
Widerstands.

Baerbock äußerte sich am Freitag auf einer Veranstaltung der
„Zeit“: „Ich glaube, dass es gerade in solchen unsicheren Zeiten



nicht ein Beitrag zur Sicherheit ist, wenn man Dinge verspricht,
wo man dann am nächsten Tag schon nicht mehr ganz weiß, wie
man die eigentlich halten kann.“ Dies war eine deutliche Kritik
an Scholz und Innenministerin Nancy Faeser (54, SPD).

In Bezug auf den tragischen Mord eines Polizisten in Mannheim
durch einen Afghanen erklärte Baerbock weiter, dass solche
Gewalttäter „ihren Anspruch auf Schutz verloren“ hätten.
Dennoch warnte sie davor, schnelle Lösungen zu versprechen,
die möglicherweise nicht durchführbar seien: „Man darf nicht
suggerieren, dass man das Problem mit Gefährdern so lösen
können, dass man sie ‚jetzt mal schnell‘ nach Afghanistan oder
Syrien abschiebe.“

Baerbock betonte, dass man nicht zulassen dürfe, dass ein
„islamistisches Terrorregime“ die Bedingungen für die
Rücknahme der Straftäter diktiere. Sie machte klar: „Deswegen
hüte ich mich davor, Dinge zu versprechen, bei denen ich nicht
weiß, wie man sie umsetzen kann.“ Zudem müsse man sich der
Frage stellen, welche Maßnahmen getroffen werden könnten,
wenn eine sofortige Abschiebung nicht möglich sei.

Die Bedeutung dieser Auseinandersetzung innerhalb der
Regierungskoalition zeigt die umfassenderen
Herausforderungen, vor denen Deutschland in Bezug auf
Migrationspolitik und Sicherheit steht. Die unterschiedlichen
Ansichten innerhalb der Regierung verdeutlichen, dass eine
kohärente Strategie notwendig ist, um sowohl den Schutz der
Bevölkerung als auch die Menschenrechte zu wahren.

Dieses Thema hat weitreichende Konsequenzen, nicht nur für
die betroffenen Afghanen, sondern auch für das Vertrauen in die
Regierungskoalition. Die Bürger erwarten klare und umsetzbare
Lösungen, die nicht nur kurzfristig, sondern auch langfristig
Sicherheit und Ordnung gewährleisten.

Prävention und zukünftige Maßnahmen



Um ähnliche Konflikte in der Zukunft zu vermeiden, wäre es
entscheidend, dass die Politik präventiv und durchdacht handelt.
Die Regierung könnte folgende Maßnahmen erwägen:

Dialog und Zusammenarbeit: Frühzeitige und
regelmäßige Konsultationen zwischen den
Koalitionspartnern, um Konsens zu finden und
Streitigkeiten zu vermeiden.
Fokussierte Strategien: Entwicklung von klar
definierten und realisierbaren Abschiebestrategien unter
Berücksichtigung rechtlicher und humanitärer Aspekte.
Erhöhte Unterstützung: Stärkung der
Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen und
Herkunftsländern zur Sicherstellung einer sicheren
Rückführung.
Transparenz und Aufklärung: Offene Kommunikation
mit der Bevölkerung über die Herausforderungen und
Pläne im Bereich der Migration und Abschiebung, um
Missverständnisse zu vermeiden.

Durch diese Maßnahmen könnte die Politik dazu beitragen,
zukünftige Konflikte innerhalb der Regierung zu minimieren und
gleichzeitig effektive und humane Lösungen im Umgang mit
Gefährdern zu finden.
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